SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT
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Nr.l1 9-V-14-000 2

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) /14

Jahresabschluss zum 31.12.2017 der LHW - Entlastung

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich -
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich -
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich e
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich -
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich «
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich -
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefulit)

a) |Ortsbeirat nicht erforderlich & erforderlich
Kommission nicht erforderlich & erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich & erforderlich -

b) |Seniorenbeirat nicht erforderlich & erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder []
iﬁisdst(\:/ﬁlrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich erforderlich (¥
Eingangsstempel Amt 16 offentlich (v nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent

Gert-Uwe Mende

Oberbirgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 23.07.2019

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. Imholz

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Beschluss Uber den gepriften Jahresabschluss zum 31.12.2017 der Landeshauptstadt
Wiesbaden sowie Entlastung des Magistrats gemaf § 114 HGO fiur das Haushaltsjahr.

Anlagen:
e Prifbericht der Revision zum Jahresabschluss 2017 der LHW

e Jahresabschlussbericht 2017 der LHW

C Beschlussvorschlag:

Jahresabschluss zum 31.12.2017

1. Der durch das Revisionsamt geprufte Jahresabschluss 2017 schlief3t mit einem Jahresuber-
schuss in Hohe von insgesamt 92.220.557,30 € ab. Das Jahresergebnis setzt sich aus einem
ordentlichen Jahrestiberschuss in Hohe von 86.875.617,37 € sowie einem aufRerordentlichen
Jahresiberschuss in Hohe von 5.344.939,93 € zusammen.

2. Die Jahreslberschiisse werden mit den Ricklagen aus ordentlichem und auf3erordentlichem

Ergebnis verrechnet. Fur folgende Haushaltsjahre stehen damit Riicklagen aus Uberschiissen in

Hb6he von 240.621.538,08 € zur Verfligung.

3. Aufder Grundlage der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse und der Einschatzung der
bilanziellen Auswirkungen der vom Revisionsamt berichteten Prifungsfeststellungen entspricht
der Jahresabschluss den gemeindehaushaltsrechtlichen, landesrechtlichen und den
erganzenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsétze
ordnungsmaRiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der LHW.

Der Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der LHW und stellt die Risiken der zukinftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Dem Jahresabschluss zum 31.12.2017 konnte ein uneingeschrankter Bestatigungsvermerk
erteilt werden.

4. Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en:

Dem Magistrat wird gemaR § 114 HGO die Entlastung fur den Jahresabschluss 2017 erteilt.
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[1. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieSung von Geb&auden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 23. Juli 2019
1402 2149 co

Gert-Uwe Mende
Oberbilrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

